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Auszug aus meinem Kalender:

Sonntag, 18. April
Anreise mit der Bahn
Klausurtagung der AG Arbeit und Soziales

Montag, 19. April
Klausurtagung der AG Arbeit und Soziales
Öffentliche Anhörung zur Verlängerung des
konjunkturellen Kurzarbeitergeldes
Öffentliche Anhörung zur Härtefallregelung
im SGB II
Parlamentskreis Mittelstand Arbeitsrecht
Landesgruppensitzung RLP und Saarland

Dienstag, 20. April
AG Arbeit und Soziales
Gespräch mit Vertretern berufsständischer
Versorgungswerke
Parlamentskreis Mittelstand Gewerbesteuer
Fraktionssitzung
Gespräch mit Schülern. Realschule Plus
Weinforum mit Julia Klöckner

Mittwoch, 21. April
Ausschuss Arbeit und Soziales
Regierungserklärung Ramsauer
Sportausschuss
Gespräch mit einem Vertreter aus dem
Großhandel
Antrittsbesuch der ruandischen Botschafte-
rin

Donnerstag, 22. April
Regierungserklärung Merkel zu Afghanistan
Plenarsitzung, u.a. Rede zum Antrag der
LINKEN „Mit guter Arbeit aus der Krise“
Gruppe der Frauen. CDU/CSU und FDP
Gesprächskreis neue Abgeordnete

Freitag, 23. April
Parlamentarisches Frühstück
Messe
Plenarsitzung
Rückflug
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Liebe Leserinnen und Leser,

es gibt Momente, da macht Berlin richtig Spass! Diese Woche war es

die Begegnung mit André Langer. Mit vier Gold- sowie einer Silber-

medaille bei Olympischen Winterspielen ist der 36jährige der bisher

erfolgreichste Bobpilot der Welt. Am Mittwoch berichtete er im

Sportausschuss sehr persönlich über die Highlights seiner Karriere,

von seinen Goldmedaillen, von der Ehre, für Deutschland die Fahne

bei der Eröffnung zu tragen, und von der Herausforderung der Bob-

bahn in Vancouver. Er hat seine Karriere beendet und sich katego-

risch dafür entschieden, nie wieder eine Bobbahn runterzufahren.

Für mich ein besonderer Moment: Seine Goldmedaille in Händen

halten zu dürfen.

Sehr begeistert hat mich auch der Besuch einer 10ten Klasse aus

der Realschule Plus Pellenz. Ich durfte eineinhalb Stunden mit Ih-

nen verbringen. Die jungen Leute waren sehr munter, haben inter-

essante Fragen gestellt und rege diskutiert. Tolle Jungs und Mädels.

Ihre

PS: Ich möchte mehr Heimat nach Berlin bringen und Bilder in dem noch

kahlen Berliner Büroflur aufhängen. Heute und in den nächten Ausgaben

möchte ich Sie deshalb bitten, mir bei der Auswahl der Motive aus unserer

schönen Heimat zu helfen. Ihren Vorschlag mit der Bildnummer senden Sie

bitte an Mechthild.Heil@bundestag.de. Vielen Dank.

Bild 1 Bild 2 Bild 3

Bild 4 Bild 5

http://de.wikipedia.org/wiki/Olympische_Winterspiele
mailto:Mechthild.Heil@bundestag.de
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Trauer um gefallene
deutsche Soldaten
In der vergangenen Woche sind bei einem Anschlag von
regierungsfeindlichen Kräften vier deutsche Soldaten
getötet und fünf weitere verwundet worden. Erst am
Karfreitag waren drei deutsche Soldaten bei einem Ge-
fecht im Raum Kundus gefallen.

Unser tiefes Mitgefühl gilt den Angehörigen und
Freunden der getöteten und verwundeten Soldaten. Der
Tod unserer Soldaten erfüllt uns mit großer Trauer. Die
Gefallenen waren im Rahmen der Operation TOAHID II
im Einsatz, um strategisch wichtige Brücken zu sichern.
Die Aufgabe unserer Soldaten in Afghanistan ist es, die
afghanische Regierung bei der Herstellung von Sicher-
heit zu unterstützen. Nur wenn wir ein Mindestmaß an
Stabilität erreichen, kann verhindert werden, dass Afg-
hanistan erneut zur Ausgangsbasis für global operie-
rende Terroristen wird. Auf diesen Zusammenhang
müssen wir auch jetzt wieder hinweisen und deutlich
machen, dass die Soldatinnen und Soldaten, die in Afg-
hanistan im Einsatz sind, ihren Dienst für unsere Si-
cherheit leisten.

Der Deutsche Bundestag hat das Mandat für den Ein-
satz immer mit einer breiten parlamentarischen Mehr-
heit verabschiedet – zuletzt im Januar dieses Jahres.
Dieser breite parlamentarische Konsens ist eine wichti-
ge Voraussetzung dafür, dass unsere Soldaten ihren
Dienst mit der notwendigen Unterstützung aus
Deutschland leisten können. Aus diesem Grund ist es
auch jetzt wichtig, verantwortungsvoll über diesen Ein-
satz zu diskutieren. Am Donnerstag werden wir dazu im
Anschluss an die Regierungserklärung von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel Gelegenheit haben.

In Trauer mit Polen
verbunden
Mit einem Staatsakt sind der polnische Präsident Lech
Kaczyński und seine Ehefrau Maria Kaczyńska am Sonn-
tag auf der Wawel-Burg in Krakau beigesetzt worden.
An der Trauerfeier in Krakau nahmen für Deutschland
Bundespräsident Horst Köhler und Außenminister Gui-
do Westerwelle teil. Der Tod zahlreicher führender Rep-
räsentanten unseres östlichen Nachbarn ist eine natio-
nale Tragödie.

Wir können den Schmerz der Polen nachvollziehen und
fühlen uns in Trauer mit unseren Nachbarn und Freun-
den verbunden.

Bei dem Absturz sind auch Freunde und Partner, mit
denen wir über unsere Schwesterparteien politisch zu-
sammengearbeitet haben, ums Leben gekommen. Wir
trauern mit dem polnischen Volk und mit den Angehö-
rigen der Opfer. In den kommenden Wochen wird Polen
den Weg zurück in die Normalität suchen. Auch diesen
Weg wollen wir mit Anteilnahme begleiten.

Die Koalition handelt
Mit dem Beschäftigungschancengesetz setzen wir unse-
ren erfolgreichen Weg aus der Krise fort. Union und
FDP sind der Finanz- und Wirtschaftskrise in den ersten
Monaten der neuen Wahlperiode mit einem Maßnah-
menbündel entschlossen entgegen getreten. Die von
uns angepasste Kurzarbeitergeldregelung und eine fle-
xiblere Tarifvertragsgestaltung haben es den Unter-
nehmen erlaubt, ihre Arbeitnehmer auch in der Krise
weiter zu beschäftigen. Der Arbeitsmarkt zeigt sich
deshalb außerordentlich robust: In ihrer Frühjahrsprog-
nose rechnen die Wirtschaftsforschungsinstitute damit,
dass die Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt auf
8,1% in 2010 und 7,9% in 2011 sinken wird. Unseren er-
folgreichen Weg setzen wir nun mit dem Beschäfti-
gungschancengesetz fort: Die bestehende Sonderrege-
lung zur Förderung der Kurzarbeit wird bis März 2012
verlängert und den Unternehmen damit Planungssi-
cherheit gegeben. Darüber hinaus verlängern wir auch
die Sonderregelung, dass Kurzarbeitergeld für Zeitar-
beitnehmer unter den gleichen Voraussetzungen wie
für andere Arbeitnehmer möglich ist.

Im Jahresdurchschnitt erwarten die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute für 2010 bei noch erheblichen Risiken
für die Konjunktur im weltwirtschaftlichen Umfeld und
im Bankenbereich aufgrund der Belebung der Export-
nachfrage ein wirtschaftliches Wachstum von 1,5%. Für
2011 sagen sie ein Wachstum von 1,4% voraus.

Anders ist die Lage bei den öffentlichen Haushalten.
Hier erwarten die Institute für dieses und nächstes Jahr
einen Anstieg der Defizite auf 4,9% bzw. 4,2%, unter
Berücksichtigung erster möglicher Konsolidierungs-
maßnahmen im Haushalt 2011. Die Einhaltung der im
Grundgesetz verankerten Schuldenbremse verlangt
nämlich ab dem Jahr 2011 eine jährliche zusätzliche
Konsolidierung des strukturellen Defizits um rund 10
Mrd. € bis zum Jahr 2016.

Deutschland als Leitmarkt
für Elektromobilität
Die Bundesregierung will im Rahmen eines Gipfelge-
sprächs mit Experten, Unternehmens- und Verbands-
vertretern am 3. Mai den Startschuss für eine Nationale
Plattform Elektromobilität geben. Für die Förderung
von Forschung und Entwicklung im Bereich alternativer
Antriebe wird die Bundesregierung erhebliche Mittel
bereit stellen. Die Konjunkturprogramme der Bundes-
regierung enthalten zudem eine Zusage von weiteren
500 Mio. € bis zum Jahr 2011. Innerhalb der Bundesre-
gierung gibt es dabei bereits eine abgestimmte Konzep-
tion zur Förderung von Modellregionen für Elektromo-
bilität, deren Entwicklung durch den Bund mit 115 Mio.
€ unterstützt wird. In acht Modellregionen, so bspw. in
Hamburg und in Berlin, werden zukunftsweisende,
ganzheitliche Verkehrskonzepte für Elektromobilität
erprobt.
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Diese Woche im Parlament

Das in zweiter und dritter Lesung zur Verabschiedung

anstehende Erste Gesetz zur Änderung des Teleme-

diengesetzes dient der 1:1 Umsetzung der Richtlinie

2007/65/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinie

89/552/EWG des Rates zur Koordinierung bestimmter

Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa-

ten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit (Audiovi-

suelle-Mediendienste-Richtlinie). Die Richtlinie aktuali-

siert die Vorschriften für die audiovisuelle Branche und

schafft einen umfassenden Rechtsrahmen, der sämtli-

che audiovisuelle Mediendienste abdeckt.

In zweiter und dritter Lesung steht das Zweite Gesetz

zur Änderung des Vorläufigen Tabakgesetzes zur Ver-

abschiedung an. Dieses dient der 1:1 Umsetzung der

Audiovisuelle-Mediendienste-Richtlinie (Richtlinie

2007/65/EG) im Hinblick auf das Verbot des Sponso-

rings und der Produktplatzierung durch Tabakunter-

nehmen. In Ergänzung der bereits bestehenden Werbe-

und Sponsoringverbote werden für audiovisuelle Me-

diendienste und Sendungen ein Verbot des Sponsorings

durch Tabakunternehmen und ein Verbot der Produkt-

platzierung zugunsten von Tabakerzeugnissen oder Ta-

bakunternehmen entsprechend den Vorgaben der Rich-

tlinie 2007-65/EG geregelt.
Nachfrage nach Produkten
Die deutschen Exporte haben im Februar 2
wuchsen im Vergleich zum Vorjahr um 9,6%.
Mrd. € exportiert. Kalender- und saisonbere
nuar um 5,1% zu. Die Außenhandelsbilanz sc
€ ab. Im Februar des Vorjahres hatte der Sald

(Quelle: Statistisches Bundesamt)

Aufwendungen für Arzneim
sundheitsausgaben

In Deutschland betrugen die Gesamtausgaben für Gesundheit im Jah
jahr stiegen sie damit um 9,9 Mrd. € oder +3,9%. Für Arzneimittel wu
Mrd. € ausgegeben (+1,6 Mrd. €; +3,7%). Dabei wurden die stark übe
der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung von einem Rückg
reich der Selbstmedikation, abgeschwächt. Betrachtet man die Entw
wird deutlich, dass die Aufwendungen aller Ausgabenträger für Arzn
tieg von +4% deutlich stärker als die gesamten Gesundheitsausgabe
den Preisen und rückläufigen Mengen wird der Ausgabenanstieg für A
turkomponente (hier: Substitution eines Medikamentes durch ein ind
tentschutzes meist teureres Arzneimittel) angetrieben.

(Quelle: Statistisches Bundesamt und GKV-Arzneimittelindex).
Mit dem in erster Lesung anstehenden Gesetz über die

aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Vergü-

tungssysteme von Instituten und Versicherungsun-

ternehmen wird die gesetzliche Grundlage geschaffen,

um als Reaktion auf die Finanzmarktkrise internationale

Prinzipien an angemessene und transparente Vergü-

tungssysteme umzusetzen. Es handelt sich um die vom

Financial Stability Board im Jahre 2009 entwickelten

und von den G-20 gebilligten Prinzipien für Standards

für solide Vergütungspraktiken, die verhindern sollen,

dass zukünftig Vergütungsstrukturen insbesondere im

Bankbereich zur Übernahme von Risiken beitragen. Da-

zu werden im Kreditwesengesetz (KWG) und im Versi-

cherungsaufsichtsgesetz (VAG) die schon bestehenden

gesetzlichen Anforderungen an das Risikomanagement

von Instituten und Versicherungsunternehmen um Vor-

gaben für angemessene und transparente Vergütungs-

systeme erweitert.

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP

“Gewährleistung der Sicherheit der Eisenbahnen in

Deutschland” beruht auf der Erkenntnis, dass aufgrund

der Serie gefährlicher Ereignisse mit Radsatzwellen bei

ICE-Zügen sowie der Probleme bei der Berliner S-Bahn

Verbesserungen bei der Sicherheit der Eisenbahnen er-

forderlich sind. Wir fordern die Bundesregierung auf,

ein Konzept für die Weiterentwicklung der Gewährleis-

tung der Sicherheit der Eisenbahnen vorzulegen.
„Made in Germany“ steigt
010 überraschend deutlich zugelegt: Die Ausfuhren
Insgesamt wurden im Februar Waren im Wert von 70

inigt nahmen die Ausfuhren damit gegenüber dem Ja-
hloss im Februar mit einem Überschuss von 12,6 Mrd.
o noch 8,9 Mrd. € betragen.

ittel steigen stärker als Ge-

r 2008 insgesamt 263,2 Mrd. €. Gegenüber dem Vor-
rden im Jahr 2008 von allen Ausgabenträgern gut 43,2

rdurchschnittlichen Ausgabenanstiege für Arzneimittel
ang der Zahlungen der privaten Haushalte, z.B. im Be-
icklung über einen längeren Zeitraum (2000-2008), so
eimittel mit einem durchschnittlichen jährlichen Ans-

n (+2,7%) wachsen. Bei sich eher konstant entwickeln-
rzneimittel insbesondere durch die sogenannte Struk-

ikationsgleiches, jedoch neueres und aufgrund des Pa-


